
Herrn Bürgermeister Ralf Marohn
Rottstr. 1
67141 Neuhofen

Neuhofen, den 04.09.26

Antrag für die Gemeinderatssitzung am 8.9.2026 der Ortsgemeinde Neuhofen 

Die Fraktion B90/ Die Grünen stellen den Antrag: 

Konkretisierung der Rechte des Bürgerbeirates Tiefengeothermie/Wärmeplanung

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen beantragt, dass der Gemeinderat der Gemeinde 
Neuhofen die Rechte und Beteiligungsmöglichkeiten des Bürgerbeirates 
Tiefengeothermie/Wärmeplanung konkretisiert und verbindlich festlegt. Dies wurde bereits in 
der Gemeinderatssitzung am 11.08.2026 besprochen und auch im Beschluss festgelegt.

Dabei soll insbesondere geprüft und festgelegt werden, ob und in welcher Form dem 
Bürgerbeirat

• ein Antragsrecht gegenüber dem Gemeinderat, 

• ein Rederecht in den Sitzungen des Gemeinderates und seiner Ausschüsse, 

• sowie weitere geeignete Beteiligungs- und Informationsrechte 

eingeräumt werden können.

Um die rechtlichen Möglichkeiten und Grenzen einer solchen Regelung umfassend zu klären 
und die Rechte des Bürgerbeirates rechtskonform und vollständig auszugestalten, soll eine 
fachlich und rechtlich entsprechend qualifizierte Person als Sachverständige bzw. 
Sachverständiger in eine Sitzung des Gemeinderates eingeladen werden.

Die Ratsmitglieder sollen dort ausführlich über die rechtlichen Rahmenbedingungen, 
Gestaltungsmöglichkeiten und gegebenenfalls erforderlichen Änderungen bzw. Ergänzungen 
der bestehenden Regelungen informiert werden. Im Anschluss sollen die konkreten Rechte des
Bürgerbeirates beraten und festgelegt werden.

Begründung

Der Bürgerbeirat Tiefengeothermie/Wärmeplanung hat inzwischen seine Arbeit aufgenommen.
Am 3. September 2026 wurde dem Gemeinderat der erste Bericht des Bürgerbeirates 
vorgelegt. Dieser Bericht informierte nicht nur über die bisherige Arbeit, sondern enthielt 
zugleich einen konkreten Antrag des Bürgerbeirates.

Aus Sicht der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sollte dieses Engagement des Bürgerbeirates
auch in der kommunalpolitischen Arbeit angemessen berücksichtigt werden. Die Aufnahme 
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des Antrags des Bürgerbeirates auf die Tagesordnung des Gemeinderates wäre daher aus 
unserer Sicht ein wichtiges Signal für die Bedeutung und Wertschätzung der Arbeit des 
Gremiums gewesen.

Unabhängig davon, ob der konkrete Antrag des Bürgerbeirates in seiner vorliegenden Form 
einer rechtlichen Prüfung standgehalten hätte, sollte die Gemeinde klare und verlässliche 
Rahmenbedingungen für die Arbeit des Bürgerbeirates schaffen.

Insbesondere sollte geregelt werden, welche Rechte der Bürgerbeirat gegenüber dem 
Gemeinderat und seinen Ausschüssen besitzt und in welcher Form er seine Anliegen und 
Empfehlungen in die kommunalpolitische Beratung einbringen kann.

Ein festgelegtes Antrags- und Rederecht könnte dazu beitragen, die Arbeit des Bürgerbeirates 
zu stärken, die Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger zu verbessern und einen transparenten 
sowie strukturierten Austausch zwischen Bürgerbeirat, Gemeindeverwaltung und Gemeinderat
sicherzustellen.

Da bei der Ausgestaltung solcher Rechte kommunalrechtliche und gegebenenfalls 
satzungsrechtliche Fragen zu berücksichtigen sind, sollte der Gemeinderat vor einer 
abschließenden Entscheidung fachlich und rechtlich beraten werden. Die Einladung einer 
entsprechend qualifizierten Fachperson in den Gemeinderat ermöglicht es den 
Ratsmitgliedern, sich unmittelbar zu informieren, Fragen zu stellen und die unterschiedlichen 
Gestaltungsmöglichkeiten gemeinsam zu beraten.

Beschlussvorschlag

Der Gemeinderat Neuhofen beschließt:

1. Der Gemeinderat wird in einer seiner nächsten Sitzungen durch eine fachlich und 
rechtlich qualifizierte Person über die rechtlichen Möglichkeiten und Grenzen der 
Beteiligungsrechte eines Bürgerbeirates informiert.

2. Dabei sollen insbesondere die Möglichkeiten eines Antragsrechts, Rederechts sowie 
weiterer Informations- und Beteiligungsrechte des Bürgerbeirates gegenüber dem 
Gemeinderat und seinen Ausschüssen dargestellt werden.

3. Auf Grundlage dieser Beratung wird der Gemeinderat die konkreten Rechte und 
Beteiligungsmöglichkeiten des Bürgerbeirates Tiefengeothermie/Wärmeplanung 
beraten und verbindlich festlegen.

4. Die Verwaltung wird beauftragt, die hierfür erforderlichen rechtlichen und 
gegebenenfalls satzungsrechtlichen Voraussetzungen vorzubereiten.

Anette Winter Lutz Dreyer

Fraktionssprecherin B 90/ Die Grünen stellv. Fraktionssprecher B 90/ Die Grünen
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